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Steuersenkungen in Neuseeland
Die Mitte-Rechts-Regierung nimmt vorübergehend höhere Defizite in Kauf

Wellington hat Steuersenkungen
für Unternehmen und Privatper-
sonen angekündigt. Die Steuer-
reform ist dank der niedrigen
Nettoverschuldung möglich.
Trotzdem muss die Mehrwert-
steuer angehoben werden.

vau. Sydney U In Neuseeland will die
Mitte-Rechts-Regierung von Premier-
minister John Key die Konjunkturerho-
lung mit einem Stimulierungspaket stüt-
zen. Wie der Finanzminister Bill English
am Donnerstag bei der Präsentation des
Budgets für das Fiskaljahr 2010/2011
bekanntgab, soll die Körperschaftsteuer
per April 2011 um 2 Prozentpunkte auf
28% gesenkt werden.

Robustes Wachstum
Bereits ab Oktober sollen Sparerträge,
die mit Produkten für die Altersvor-
sorge und Investmentportefeuilles er-
zielt werden, ebenfalls mit 28 (zuvor
30)% besteuert werden. Ab demselben
Datum sind ferner Steuersenkungen für
Privatpersonen vorgesehen. Auf den
ersten 14 000 ns. $ müssen neu 10,5
(12,5)% an den Fiskus abgeführt wer-
den. Die mittleren Steuersätze für Ein-

kommen bis 48 000 $ bzw. 70 000 $ wer-
den auf 17,5 (21,5)% bzw. auf 30 (33)%
reduziert. Der Spitzensteuersatz für
Einkommen über 70 000 $ beträgt neu
33 (38)%.

Dank dem verbesserten Konjunktur-
umfeld rechnet die Regierung mit höhe-
ren Steuereinnahmen. So wird für die
kommenden vier Jahre ein durchschnitt-
liches Wachstum des Bruttoinlandpro-
dukts (BIP) von 3% veranschlagt. Laut
dem Ausblick sollen im gleichen Zeit-
raum 174 000 Arbeitsplätze geschaffen
werden. English rechnet als Folge der
Steuerreform mit 10 000 zusätzlichen
Jobs. Die Arbeitslosenquote ist im ers-
ten Quartal um 1,1 Prozentpunkte auf
6% gefallen – ein Trend, der sich weiter
fortsetzten dürfte.

Die Steuersenkungen und die bereits
im vergangenen Jahr angekündigten
milliardenschweren Investitionen für
Infrastrukturprojekte, Technologie, Bil-
dung und Gesundheitswesen können
allerdings nicht kostenneutral umge-
setzt werden. So wird die Mehrwert-
steuer, die derzeit knapp einen Viertel
aller Einnahmen ausmacht, per Okto-
ber um 2,5 Prozentpunkte auf 15% er-
höht. English erklärte dazu, unter dem
Strich habe eine Einzelperson mit ei-
nem Jahreseinkommen von 50 000 $
rund 15 $ pro Woche mehr im Geld-

beutel. Im Weiteren stellte er in Aus-
sicht, bereits 2016 wieder einen Haus-
haltsüberschuss ausweisen zu können,
was drei Jahre früher wäre als vor einem
Jahr vorausgesagt. Im kommenden Jahr
nimmt die Regierung ein BIP-Defizit
von 5,1% in Kauf, was zu einer Netto-
verschuldung von 19,6% führt. 2014 soll
das Defizit nur noch 1,8% betragen. Bis
dann wird die Verschuldung auf 26,5%
des BIP ansteigen.

Appell an die Banken
Neuseeland hat die Finanzkrise dank
seiner geografischen Nähe zu Austra-
lien und zu den aufstrebenden asiati-
schen Ländern relativ gut überstanden.
Gänzlich über den Berg ist das Land
allerdings noch nicht. Die Notenbank
sprach zwar in ihrem jüngsten Finanz-
bericht von einer sich fortsetzenden
Konjunkturerholung, hielt aber gleich-
zeitig fest, es sei für verschiedene Ge-
schäftsbereiche, namentlich für das
Baugewerbe und den Detailhandel,
nach wie vor schwierig, an Kredite zu
kommen. Zentralbankchef Alan Bol-
lard warnte zudem davor, dass die Kre-
ditkrise in der Euro-Zone das Wachs-
tum Neuseeland negativ beeinträchti-
gen könnte, sollte keine adäquate Lö-
sung gefunden werden.

Schuldenplan für Dubai World
Befürchteter «haircut» wird vermieden

bet. U Das Staatskonglomerat Dubai
World hat sich mit einem Grossteil der
Gläubiger auf einen Plan zur Umstruk-
turierung seiner Schulden geeinigt. Wie
das Unternehmen im Besitz des Emirats
Dubai mitteilte, hätten mehr als 90 Ban-
ken, mit denen vorrangig verhandelt
worden war, dem Vorschlag zuge-
stimmt. Etwa 60% der an Dubai World
vergebenen Kredite stammen von die-
sen Instituten. Nun soll das Plazet der
übrigen Banken eingeholt werden.

Der Plan regelt die Restrukturierung
von Schulden in Höhe von rund 23
Mrd. $. Die Rückzahlung soll in zwei
Tranchen erfolgen. Die erste Tranche
umfasst 4,4 Mrd. $ und soll in 5 Jahren
ausgezahlt werden; bis dahin wird das
Geld mit 1% p. a. verzinst. Die zweite
Tranche hat ein Volumen von 10 Mrd. $
und eine Laufzeit von 8 Jahren. Hier sol-
len die Gläubiger zwischen drei Optio-
nen wählen können, die sich hinsichtlich
Zinshöhe, Zeitpunkt der Zinszahlung
und Art der Ausfallgarantien unter-
scheiden. Die verbleibenden 8,9 Mrd. $,
die Dubai World der Regierung des
Emirates schuldet, werden in Aktien
umgewandelt.

Auch wenn sich Bankenvertreter
nicht eben glücklich über die Vereinba-

rung äusserten, so herrscht doch allge-
mein Erleichterung darüber, dass ein
sogenannter «haircut» vermieden wer-
den konnte. Die Banken müssen nun
nicht auf einen Teil ihrer Forderungen
verzichten, sondern lediglich länger
warten, bis sie ausbezahlt werden. Un-
ter den gegebenen Umständen sei dies
eine akzeptable Lösung, hiess es.

Dubai World hatte im vergangenen
November einen Tumult an den Finanz-
märkten ausgelöst, als es die Investoren
mit der Bitte um ein Schuldenmorato-
rium bis zum 30. Mai schockierte. Nach
der Einigung auf eine Restrukturierung
ist nun der vorrangige Brandherd ge-
löscht, die Finanzlage des Emirats bleibt
aber fragil. Dubai und seine Staats-
unternehmen – darunter die in separate
Verhandlungen mit ihren Gläubigern
verwickelte Nakheel – schieben kumu-
liert einen Schuldenberg von geschätzt
110 Mrd. $ vor sich her. Angehäuft wur-
den die Verbindlichkeiten vor der Fi-
nanzkrise, als das Emirat mit einem
Bauboom die Transformation zu einem
Finanz-, Tourismus- und Handelszen-
trum forcieren wollte. Das Nachbar-
emirat Abu Dhabi musste Dubai bereits
mit mehr als 5 Mrd. $ unter die Arme
greifen.

Der IMF mahnt Japan
Haushaltskonsolidierung leidet keinen Aufschub

koe. Tokio U Der Internationale Wäh-
rungsfonds (IMF) hat Japans Regierung
aufgefordert, schon im kommenden
Jahr mit der Haushaltskonsolidierung
und einer graduellen Erhöhung der
Umsatzsteuer zu beginnen. Durch die
wachsende Beachtung staatlicher Ver-
schuldung sei die Notwendigkeit früher
und glaubwürdiger haushaltspolitischer
Massnahmen entscheidend geworden,
schrieb der IMF in einem Bericht. Da-
mit erhöht sich der Druck auf die Regie-
rung, in ihren für Juni angekündigten
Plan zur Sanierung des mit rund 200%
des Bruttoinlandprodukts (BIP) ver-
schuldeten Haushalts harte Massnah-
men aufzunehmen. Experten warnen
davor, dass Japans Kreditwürdigkeit
weiter unter Druck geraten würde, falls
der Plan die Märkte enttäuschte.

Japan, einst ein «Triple-A»-Schuld-
ner, befindet sich bereits seit einigen
Jahren auf abschüssigem Gleis. Stan-

dard & Poor’s hat sein «AA»-Rating,
das zuletzt auch dem Euro-Wackel-
kandidaten Spanien verliehen wurde,
bereits im Januar mit einer negativen
Aussicht versehen. Fitch folgte im April
mit der Warnung, dass Japan ohne
Wachstum und Haushaltssanierung mit-
telfristig weiter an Bonität verlieren
werde. Moody’s drohte der Regierung
gestern in einem Interview mit Bloom-
berg Ähnliches an, falls der Plan nicht
entschieden genug ausfalle.

Die Regierung steht dabei allerdings
vor einem Dilemma. Zwar wächst die
Wirtschaft nach dem fünfprozentigen
Einbruch des BIP im Jahr 2009 inzwi-
schen recht robust, was die Regierung
nach Meinung des IMF zu einer schritt-
weisen Anhebung der mit 5% im inter-
nationalen Vergleich niedrigen Umsatz-
steuer nutzen soll. Aber es ist noch sehr
fraglich, ob sich die regierenden Demo-
kraten just vor der wichtigen Oberhaus-

wahl im Juli dazu durchringen werden,
entgegen ihrem Wahlversprechen kon-
krete Pläne für drastische Einsparungen
und Steuererhöhungen vorzulegen.

Die Anzeichen für sanfte Schnitte
sind nicht zu übersehen. Schon die zar-
ten Anwandlungen des Wahlpro-
gramm-Ausschusses der Demokraten,
im Wahlkampf eine Erhöhung der Um-
satzsteuer nach der Unterhauswahl
2013 anzukündigen, wurden umgehend
vom Generalsekretär der Demokraten
Ichiro Ozawa kritisiert. Selbst die eben-
falls vorgeschlagene Deckelung der
Neuverschuldung auf dem diesjährigen
Niveau von 44 300 Mrd. Yen ist schwer
verdaulich, da die Partei dafür einige
ihrer wichtigsten Wahlversprechen wie
die Erhöhung des Kindergeldes brechen
müsste. Einen ersten Aufschluss über
den Sieger im parteiinternen Kampf
könnte in Kürze der angekündigte Ent-
wurf für das Wahlprogramm geben.

Beschleunigtes Wachstum in Japan
BIP-Zuwachs nicht mehr allein von den Exporten abhängig

koe. Tokio U Japans Wirtschaft ist im
ersten Quartal schneller als jene in den
USA und Europa gewachsen. Mit ei-
nem Anstieg des Bruttoinlandprodukts
(BIP) um 1,2% über das vorige Quartal
und 4,6% im Vorjahresvergleich blieb
das Wachstum zwar hinter den Erwar-
tungen der Märkte zurück. Es reichte
aber dennoch, um Ökonomen zu einer
Erhöhung ihrer Wachstumsprognosen
für das Kalenderjahr 2010 von unter auf
über 3% zu bewegen. Damit beschleu-
nigt Japans Volkswirtschaft ihr Wachs-
tum, das im Weihnachtsquartal bereits
starke 1% betragen hat. Besonders
positiv vermerkt wurde, dass im Be-
richtsquartal nicht mehr nur die Expor-
te, sondern auch der Konsum, die Inves-
titionen und der Haus- und Wohnungs-
bau wuchsen. Sie sehen dies als weiteres
Indiz für das Übergreifen der Erholung
auf die Binnennachfrage.

Der Hauptmotor der Volkswirt-
schaft bleiben allerdings die Erholung
der Auslandsnachfrage und vor allem
die Ausfuhren ins boomende China und
nach Südostasien. Mit 0,7 Prozentpunk-
ten machten die Netto-Exporte über die
Hälfte des Wachstums aus. 0,5 Prozent-
punkte gehen auf das Konto der Ver-
braucher, deren Stimmung angesichts

sinkender Arbeitslosigkeit, stabiler Ak-
tienkurse und steigender Unterneh-
mensgewinne so wenig pessimistisch
wie seit Herbst 2007 nicht mehr ist. Ein-
zig die staatlichen Ausgaben sanken.

Takehiro Sato von Morgan Stanley
geht zwar davon aus, dass das Wachs-
tumstempo in den kommenden Mona-
ten abflauen wird, weil in Japan Ende
September die Abwrackprämie für Au-
tos und im kommenden Jahr die für
Flachbildschirm- und Haushaltsgeräte
auslaufen und die Weltkonjunktur sei-
ner Ansicht nach auch nicht mehr ganz
so kräftig wie bisher wächst. Dennoch
ist der Schwung für ihn so gross, dass er
seine Wachstumsprognose für das lau-
fende Kalenderjahr von 2,7% auf 3,4%
korrigiert hat. Der Sturzflug des Euro
kann die Wirtschaft allerdings etwas
bremsen; deshalb erwartet er für 2011
einen Wachstumsrückgang auf 2,7%.

Die geldpolitische Bedeutung der
BIP-Zahlen ist klein. Finanzminister
Naoto Kan warnte zwar davor, dass die
Deflation noch nicht besiegt sei, und for-
derte die Bank von Japan erneut auf, den
Preisverfall entschieden zu bekämpfen.
Diese dürfte aber wenig an ihrer Politik
ändern, weil ihre eigenen Wachstums-
prognosen bestätigt worden sind.

HERAUSGEGRIFFEN

Russisch-schweizerische
Beziehungen auf dem Prüfstand
gho. Moskau U Russland will laut einem
Strategiedokument des Aussenministe-
riums, das vor kurzem offenbar gezielt in
die Öffentlichkeit gestreut wurde, aus-
ländische Staaten nicht mehr in Feinde
und Freunde einteilen, vielmehr sollen
pragmatisch Interessen verfolgt werden,
um dem Ruf des russischen Präsidenten
Dmitri Medwedew nach der Modernisie-
rung des Landes und der Wirtschaft
nachzukommen. Just in diesem Umfeld
versetzt der Leiter der russischen Konsu-
mentenschutzaufsicht, Gennadi Onisch-
tschenko, den russisch-schweizerischen
Beziehungen einen kuriosen Schlag.
Onischtschenko bezichtigt den über-
raschten Schweizer Botschafter in Mos-
kau, im Zuge einer Untersuchung gegen
den Lebensmittelkonzern Nestlé Öl ins
Feuer geschüttet zu haben.

Seit rund einem Monat sieht sich
Nestlé in Russland Vorwürfen des Kon-
sumentenschützers gegenüber: Zunächst
war die Registrierung eines Produkts aus
einer finnischen Nestlé-Fabrik verwei-
gert worden, dann waren zwei Produkte
von Gerber mit Geflügel aus den USA
ins Visier der Behörde geraten. Russland
verbietet seit kurzem die Einfuhr von
mit Chlor behandeltem Geflügelfleisch,
wie es in den Vereinigten Staaten prakti-
ziert wird. Zudem werden Nestlé Ver-
stösse gegen Hygienevorschriften in den
russischen Fabriken des Schweizer Kon-
zerns vorgeworfen. Nestlé weist alle An-
schuldigungen von sich. Um gegen die
aus der Sicht des Unternehmens grund-
losen Behauptungen zu protestieren,
schickte das Unternehmen dem russi-
schen Vizeministerpräsidenten Igor
Schuwalow einen Brief. Aus eigenem
Antrieb aktiv wurde auch die Schweizer
Vertretung in Moskau. Am 5. Mai wurde
ein Schreiben über den diplomatischen
Kanal an zuständige Ministerien ge-
schickt.

Onischtschenko sagte der russischen
Agentur Interfax, dass der Konflikt be-
reits am Abklingen gewesen sei, eine
Äusserung des Schweizer Botschafters
sei aber von den Normen elementarer
Höflichkeit abgewichen. Rechtliche
Schritte würden erwogen. In der Schwei-
zer Vertretung herrscht Erstaunen, der
Brief sei in diplomatischem Ton gehal-
ten. Onischtschenko gilt als profilie-
rungssüchtig, einige seiner Entscheidun-
gen werden auch als politisch motiviert
betrachtet. Schon deshalb kursiert eine
Verschwörungstheorie, laut der die An-
würfe gegen Nestlé eine russische Re-
tourkutsche für die vom Eidgenössi-
schen Finanzdepartement (EFD) gegen
Viktor Vekselberg verhängte Busse sind.
Vekselbergs Renova-Gruppe wurde vom

EFD eine Verletzung der Meldepflicht
im Zusammenhang mit dem Einstieg im
Jahr 2006 bei Oerlikon/Unaxis vorge-
worfen, das EFD sprach eine ungewöhn-
lich hohe Busse von 40 Mio. Fr. aus.
Neben Vekselberg wurden auch die
österreichischen Investoren Ronny
Pecik und Georg Stumpf, die die Aktien-
pakete an Vekselberg verkauft hatten,
mit je 40 Mio. Fr. gebüsst. Alle wollen die
Entscheidung anfechten. Die Zeitung
«Sonntag» berichtete, dass Vekselberg
Ende März einen Brief an den russischen
Ministerpräsidenten Wladimir Putin ge-
schrieben haben soll, in dem er sich über
die Schweizer Behandlung beklage. Dass
die Schweizer Entscheidung bei der rus-
sischen Regierung nicht auf Gegenliebe
stiess, ist seit langem bekannt. Finanz-
minister Alexei Kudrin hatte im Januar
in Davos gesagt, die russische Regierung
sehe, so wie Vekselberg, keine Gesetzes-
verletzung. Er hoffe, es gelinge, ein
diplomatisches Problem zu vermeiden.
Es sei aber nicht die Rede von Gegen-
massnahmen.

In Schweizer Kreisen in Moskau wer-
den bereits Bedenken über weitgehende
«Sanktionen» gewälzt. Es gilt jedoch
auch der – doch recht primitiven – Ver-
schwörungstheorie entgegenzutreten. In
dem oben genannten Strategiedoku-
ment des russischen Aussenministeriums
wird die Schweiz zwar nur mit einem
Satz erwähnt: Es soll ein Wissenschafts-
abkommen abgeschlossen werden. Län-
der wie Grossbritannien oder Österreich
werden im Dokument aber gar nicht ge-
nannt. Es ist auch nicht klar, inwiefern
Vekselberg selbst von einem allzu gros-
sen Aufsehen profitiert. Der russische
Milliardär wendet sich nicht von der
Schweiz ab. Er soll bei einem Treffen
zwischen schweizerischen und russi-
schen Geschäftsmännern am Wirt-
schaftsforum St. Petersburg Mitte Juli
die russische Delegation anführen. Zu-
dem hat er sich mit einer grossen Ka-
pitalinjektion bei OC Oerlikon weiter-
hin zum Unternehmen «bekannt». Vek-
selberg wurde vor kurzem von der russi-
schen Regierung zum Leiter eines
Leuchtturm-Projektes für die Schaffung
eines «russischen Silicon Valley» er-
nannt. Vor allem seine Beteiligungen an
Oerlikon und Sulzer geben aber Veksel-
berg den Anstrich eines Hightech-Un-
ternehmers. Der Vorgang sagt auch eini-
ges über die Wahrnehmung Russlands
aus – vor allem bei denjenigen, die be-
haupten, dem Land wohlgesinnt zu sein:
Wenn eine Verschwörungstheorie aller-
orten auf so fruchtbaren Boden fällt,
muss der Investitionsstandort Russland
tatsächlich überdacht werden.

Besorgte Nationalbank
(sda) U Die Schuldenkrise mehrerer
Euro-Staaten könnte nicht nur die
Wachstumsaussichten in Europa für län-
gere Zeit belasten. Die Schweizerische
Nationalbank (SNB) warnt auch vor
einer neuerlichen Destabilisierung des
globalen Finanzsystems. Die Übertra-
gung der Griechenland-Problematik auf
andere Länder und Rückkoppelungs-
effekte auf die Finanzwirtschaft seien
nicht ganz auszuschliessen, sagte SNB-
Vizepräsident Thomas Jordan laut Re-
detext am Donnerstag vor der Aargaui-
schen Industrie- und Handelskammer.

Durch Dominoeffekte könne sich die
Krise auf andere Staaten wie Portugal,
Italien, Irland oder Spanien ausweiten.
Die Gefahr, dass die Gläubiger grosse
Abschreibungen vornehmen müssten,
steigt gemäss Jordan. Das von den
Staats- und Regierungschefs ausgear-
beitete Stabilisierungspaket löse das
Problem nur teilweise. Daneben müsse
unbedingt eine nachhaltige Konsolidie-
rung der Staatsausgaben stattfinden.

Die Schuldenkrise berge auch Ge-
fahren für die Preis- und Wechselkurs-
stabilität sowie die Konjunktur, sagte
Jordan. Da eine übermässige Aufwer-
tung des Frankens gegenüber dem Euro
in der Schweiz das Deflationsrisiko er-
höhe, werde die SNB jeder solchen Auf-
wertung des Frankens entschieden ent-
gegentreten.


